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Gorleben bleibt im Rennen
Atom-Endlager-Kommission legt ihren Abschlussbericht vor

Berlin (AFP). Nach mehr als zweijähri-
ger Detailarbeit hat die beim Bundestag
angesiedelte unabhängige Endlager-
Kommission ihren Abschlussbericht mit
Empfehlungen für die Suche nach einem
Aufbewahrungsort für hoch radioakti-
ven Atommüll beschlossen. Nach Anga-
ben der Kommission fiel die Entschei-
dung „mit überwältigender Mehrheit“.
Die Umweltschutzorganisation BUND
erklärte, ihr Vertreter habe den Bericht
als einziger von 16 stimmberechtigten
Mitgliedern abgelehnt.

Der Bericht empfiehlt, Atommüll in ei-
nem Bergwerk unterirdisch zu lagern.
Er schließt keines der im Standortaus-
wahlgesetz von 2013 genannten drei
möglichen Wirtsgesteine Salz, Ton und
Kristallin als denkbare Formation für
ein Endlager aus. Auch Gorleben sei als
Standort dabei prinzipiell nicht aus dem
Rennen. Das Gremium setzt sich aus
Wissenschaftlern und Interessenvertre-
tern zusammen. n Seite 4

WARTEN auf die Endlagerung: Castor-Behälter in Gorleben. Nach zweijähriger Arbeit hat
die Endlager-Kommission ihren Bericht vorgelegt. Foto: dpa

Heftige Kritik an
Nachtragshaushalt
Stuttgart (WV). Der Entwurf zum drit-

ten Nachtragshaushalt des Landes hat
Grün-Schwarz heftige Kritik aus der
Opposition eingetragen. Sie entzündet
sich an 98 geplanten neuen Stellen für
die Ministerien.

Insgesamt wachsen die Ausgaben um
51,5 Millionen Euro. Das meiste Geld
fließt in die Beseitigung von Unwetter-
schäden, weitere Millionen werden für
neue Lehrerstellen sowie Ministeriums-
Mitarbeiter benötigt. Der Gesamthaus-
halt des Landes liegt bei 46,8 Milliarden
Euro. n Kommentar und Südwestecho

Deutsche Fans
trauern um Spencer
Karlsruhe (dpa/ja). Öffentliche Trauer

um Bud Spencer: Der italienische
Schauspieler, der am Montagabend mit
86 Jahren starb (wir berichteten), soll
heute im Rathaus von Rom aufgebahrt
und morgen beerdigt werden. Aus
Deutschland kamen viele Beileidsbe-
kundungen, unter anderem aus Schwä-
bisch Gmünd. Der einstige Leistungs-
sportler Spencer schwamm 1951 im dor-
tigen Freibad, seit 2011 trägt es seinen
Namen. Spencer hatte seit den 1970er
Jahren mit Action-Klamauk ein Millio-
nenpublikum begeistert. n Kultur

Tag 12°/26°
Nacht 12°/15°

Wetterkarte und den ausführlichen
Bericht finden Sie auf Seite 24.

HEUTE AKTUELL

WETTER: heiter

IM LOKALTEIL

Pforzheim schafft
Raum für Gründer

Pforzheim (eko). Über ein neues Insti-
tut an der Hochschule Pforzheim sollen
Gründer bislang eher unbekannte Ent-
faltungsräume bekommen. Basis dafür
ist die ungewöhnliche Kombination an
Fächern. In Pforzheim werden in enger
Verbindung mit dem Wirtschaftsraum
ebenso Designer wie Wirtschaftswissen-
schaftler und Techniker ausgebildet. Die
drei Fakultäten bringen in dem Institut
nicht nur alles ein, was sie zu bieten ha-
ben, um Gründer oder Produkte auf den
Weg zu bringen, sie kooperieren auch
mit anderen. n Wirtschaft

Wechseln lohnt sich
Der Strompreis ist im Bundes-
durchschnitt für den Endkunden
gestiegen. Mit einem Tarif- oder
Anbieterwechsel lassen sich teils
Hunderte Euro sparen. Wirtschaft

Quartier mit Problemen
Einst war der Mannheimer Stadtteil
Neckarstadt-West für den Gemein-
sinn seiner Bewohner bekannt. Heu-
te kämpft die Polizei verzweifelt ge-
gen Kriminalität. Südwestecho

Ben Patterson gestorben
Der US-amerikanische Künstler
Ben Patterson gilt als eine der wich-
tigen Persönlichkeiten der Fluxus-
Bewegung. Jetzt ist er in Wiesbaden
gestorben. Kultur

Streifen und „Vokuhila“
Der Designer Erik Frenken hat mit
seiner Streifen-Kollektion für Ave-
lon die Berliner Fashion Week eröff-
net. Ewa Herzog zeigt „Vokuhi-
la“-Kreationen. Blick in die Welt

Richter in den
Arm gebissen

Solothurn (mig). In der Schweiz
hat ein als „Behördenschreck“ ver-
schriener Mann die Eröffnung einer
Gerichtsverhandlung verhindert,
indem er einen Richter kraftvoll in
den Unterarm biss und einen Ge-
richtsschreiber vehement ins Ge-
sicht schlug. Beide Opfer kamen ins
Krankenhaus. Eigentlich sollte bei
Gericht über die Gefängniseinwei-
sung eines Freundes des Tobenden
entschieden werden, der wegen
Brandstiftung in einer Kirche ver-
urteilt worden war. Der als gewalt-
bereit bekannte Beißer und Schlä-
ger steht nun selber im Fokus der
Justiz: er wurde zügig verhaftet.

CHAOS UND ENTSETZEN: Wieder erschüttert ein Terroranschlag die türkische Metropole Istanbul. Diesmal richten Selbstmord-
attentäter ein Blutbad am Atatürk-Flughafen an – dort, wo internationale Passagiere ankommen. Foto: AFP

Blutiger Terror am
Flughafen Atatürk
Mehrere Tote bei Anschlag in Istanbul

Istanbul (dpa/AFP/BNN). Bei einem
Selbstmordanschlag auf den Atatürk-
Flughafen der türkischen Millionenme-
tropole Istanbul sind zahlreiche Men-
schen getötet worden. Der Gouverneur
von Istanbul sprach am späten Abend
von mindestens 28 Toten. Zuvor hatte
Justizminister Be-
kir Bozdag noch
von „ungefähr
zehn Todesopfern“
gesprochen. Zahl-
reiche Menschen
seien verletzt. Nach ersten Angaben des
Auswärtiges Amts in Berlin sind wohl
keine Deutschen unter den Opfern.

Aus türkischen Regierungskreisen
hieß es, Polizisten hätten vor der Si-
cherheitskontrolle am Eingang des In-
ternationalen Terminals auf der Ebene
für ankommende Passagiere das Feuer
auf Verdächtige eröffnet. Zwei Ver-

dächtige hätten sich daraufhin in die
Luft gesprengt, insgesamt war von drei
Angreifern die Rede. Die Nachrichten-
agentur DHA meldete, es sei an zwei
verschiedenen Orten am Flughafen zu
Terrorangriffen gekommen.

Minister Bozdag sagte, es gebe In-
formationen, wo-
nach es auch am
Eingang zur Me-
tro am Flughafen
eine Detonation
gegeben habe.

DHA meldete weiter, der Ankunfts-
und der Abflugbereich des größten
Flughafens der Türkei seien vollständig
gesperrt worden. Fotos vom Anschlags-
ort zeigten ein Bild der Verwüstung.
Auf einem Foto war ein auf dem Boden
liegendes Gewehr zu sehen. Wer für die
Terrorattacke verantwortlich ist, blieb
zunächst unklar.

„Es gab Schüsse
und Explosionen“

Kalte Schulter für Cameron
Die EU zeigt den Briten Grenzen für Brexit-Verhandlungen auf / EZB-Chef Draghi schlägt Alarm

Brüssel (dpa/BNN). Wenige Tage nach
dem Brexit-Schock zeigt die EU gegen-
über ihrem Noch-Mitglied Großbritan-
nien klare Kante: Kanzlerin Angela
Merkel und andere Spitzenpolitiker
warnten London vor Rosinenpickerei
und verlangten eine zügige Eröffnung
der Austrittsverhandlungen.

Ein „doppeltes Spiel“ werde nicht ak-
zeptiert, warnte Belgiens Premierminis-
ter Charles Michel gestern am Rande des
EU-Gipfels in Brüssel. Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) machte zuvor in
einer Sondersitzung des Bundestags
deutlich, dass sie Großbritannien keine

Sonderrolle zugestehen will. „Wir wer-
den sicherstellen, dass die Verhandlun-
gen nicht nach dem Prinzip der Rosinen-
pickerei geführt werden“, sagte sie in ih-
rer Regierungserklärung. Zudem wür-
den erst nach einer britischen Austritts-
erklärung Scheidungsverhandlungen
aufgenommen – anders als sich das viele
in London vorstellen.

EU-Ratspräsident Donald Tusk plant
bereits ein weiteres informelles Gipfel-
treffen ohne Großbritannien. Dazu will
er für September einladen. Bereits heute
tagen die Staats- und Regierungschefs
in diesem neuen 27er-Format. Der briti-

sche Premier David Cameron musste
sich von seinen europäischen Partnern
schwere Vorwürfe gefallen lassen.

Nach zwei Tagen heftiger Verluste er-
holten sich die europäischen Börsen ges-
tern deutlich. Aber: Der Brexit dürfte
nach Einschätzung der Europäischen
Zentralbank (EZB) die Wirtschaft der
Euro-Zone spürbar treffen. Das Wachs-
tum könnte in den nächsten drei Jahren
zusammen um 0,3 bis 0,5 Prozentpunkte
geringer ausfallen als bisher angenom-
men, warnte EZB-Chef Mario Draghi.

EU-Kommissionschef Jean-Claude
Juncker drängte bei einer Sondersitzung

des EU-Parlaments: „Ich möchte, dass
Großbritannien seine Position klärt.“
Wie am Rande des EU-Gipfels bekannt
wurde, sollen die Parlamente der euro-
päischen Staaten nach dem Willen der
EU-Kommission nicht an der Entschei-
dung über das ausgehandelte Freihan-
delsabkommen mit Kanada (Ceta) betei-
ligt werden.

Der britische Labour-Parteichef Jere-
my Corbyn hat derweil eine Misstrau-
ensabstimmung in seiner Fraktion klar
verloren, das aber keine unmittelbaren
Konsequenzen hat. Corbyn will dennoch
im Amt bleiben. n Kommentar, Seite 3

VW mit
Mega-Bürde

San Francisco/Washington (dpa).
Volkswagen muss wegen des Abgas-
Skandals in den USA voraussichtlich
bis zu 14,7 Milliarden Dollar (13,3 Milli-
arden Euro) zahlen. Ein entsprechendes
Paket sieht Rückkäufe, Entschädigun-
gen und Strafen vor. Das geht aus einem
Dokument hervor, das US-Kläger ges-
tern bei einem Gericht in San Francisco
einreichten. Die Wolfsburger verpflich-
ten sich demnach, Hunderttausende von
der Affäre betroffene Dieselwagen in
den USA zurückzukaufen oder umzu-
rüsten. n Kommentar und Wirtschaft

Becker und Brown weiter
Ehe Regen den Spielbetrieb in Wim-
bledon stoppte, haben Benjamin
Becker und Dustin Brown beim
wichtigsten Tennis-Turnier der Welt
die zweite Runde erreicht. Sport

Messi soll bleiben
Ganz Argentinien, mit Maradona
und dem Staatspräsidenten an der
Spitze, bittet Fußball-Star Lionel
Messi, den Rücktritt aus der Natio-
nalmannschaft zu revidieren. Sport

Klage gegen Bauamt
In der Karlsruher Oststadt soll ein
Behördenzentrum mit 1 500 Be-
diensteten entstehen. Anwohner se-
hen die Pläne skeptisch und klagen
gegen das Bauordnungsamt.

Raum für Natur
18 000 Hektar Projektgebiet am
südlichsten Zipfel von Rheinland-
Pfalz: Über den Stand des Natur-
schutzprojekts Bienwald wurde bei
einer Exkursion informiert.
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DEMONSTRATION IN RIO: Kurz vor den Olympischen Spielen haben Beamte auf ausstehende Zahlungen und schlechte
Arbeitsbedingungen aufmerksam gemacht. Foto: AFP

Polizisten
wollen ihr Geld

parent der Demonstranten. Ein Beam-
ter, der wie viele andere Protestteil-
nehmer aus Angst vor Nachteilen am
Arbeitsplatz seinen Namen nicht nen-
nen wollte, sagte, er habe für den ver-
gangenen Monat nur ein halbes Gehalt
ausgezahlt bekommen.

Seine Gehaltszahlung für diesen Mo-
nat stehe ebenfalls noch aus. „Auch
meine Überstunden wurden mir seit

fünf Monaten nicht gezahlt“, sagte der
40-jährige Polizist. Abgesehen von
ausbleibenden Gehältern haben die
Polizisten in Rio de Janeiro auch mit
zunehmend schlechten Arbeitsbedin-
gungen bei gleichzeitig steigender Kri-
minalität zu kämpfen.

„In den Wachen haben wir kein Pa-
pier oder Patronen für die Drucker,
keiner kommt zum Saubermachen und
manche Wachen haben keine Wasser-
versorgung mehr, so dass die Toiletten
nicht funktionieren“, sagte der 39-jäh-
rige André, der einer Eliteeinheit der
Polizei angehört.

Rio de Janeiro (AFP). Weil ihnen ihre
Gehälter nicht rechtzeitig ausgezahlt
werden und es in den Wachen sogar an
Klopapier fehlt, haben gut einen Mo-
nat vor den Olympischen Spielen in
Rio de Janeiro Polizisten in der brasi-
lianischen Metropole gegen ihre Ar-
beitsbedingungen demonstriert. Etwa
300 Beamte versammelten sich auf den
Stufen des Parlamentes des Bundes-
staates Rio, um die Missstände anzu-
prangern.

„Der Polizei geht es um die Men-
schen, der Regierung um die Olympi-
schen Spiele“, stand auf einem Trans-

Vorsicht
geht vor Tempo

Langwierige Suche nach einem Atom-Endlager
Von Teresa Dapp
und Anne-Beatrice Clasmann

Berlin. Eine Million Jahre: So lange
soll der hoch radioaktive Atommüll im
deutschen Endlager vor sich hin strah-
len, ohne Leben und Gesundheit der
Menschen zu gefährden. Aber wo? Darü-
ber wird in Deutschland seit Jahrzehn-
ten gestritten. Zur Finanzierung des
Atomausstiegs gibt es inzwischen einen
Kompromiss. In Sachen Endlager steht
die Bundesregierung dagegen noch
ziemlich am Anfang.
Was ergibt sich aus dem
Bericht der Endlager-
kommission? Die Kom-
mission hat nun festge-
legt, nach welchen Kri-
terien ein Standort für
das Atommüll-Lager ge-
sucht werden soll. Erst
sollen anhand der geolo-
gischen Ausschlusskri-
terien ungeeignete Ge-
biete ausgeschlossen
werden. Dann werden
Gebiete ausgewählt, die
den Mindestanforderun-
gen entsprechen. In ei-
nem nächsten Schritt
werden geologisch und
planungswissenschaft-
lich günstige Standort-
regionen ausgesucht.
Bundestag und Bundes-
rat müssen dann die ein-
gehende Untersuchung einiger Standor-
te beschließen.

Nach diesen Untersuchungen folgt
eine weitere Runde in Bundestag und
Bundesrat, um festzulegen, wo der Müll
letztlich hinkommt. Welche Kriterien
hat die Kommission festgelegt? Da sind
erst einmal die technischen und geowis-
senschaftlichen Fragen: Wie muss das
Gestein beschaffen sein? Wie dick muss

die Gesteinsschicht sein? Und kann man
sicherstellen, dass es in der Lagerstätte
nicht zu unerwünschten Veränderungen
durch die Wärmeentwicklung des radio-
aktiven Abfalls kommt?

Außerdem soll sichergestellt werden,
dass bei der Suche nicht getrickst und
gemauschelt wird. Alles soll ganz trans-
parent ablaufen. Anwohner und Um-
weltverbände sollen in den Prozess ein-
gebunden werden. Bleibt der Atommüll
dann für immer am gleichen Ort? Im
Prinzip ja. Doch ist man bescheidener

geworden. Das hängt
unter anderem mit den
schlechten Erfahrungen
zusammen, die man im
ehemaligen Salzberg-
werk Asse gemacht hat.
Dort wurden schwach-
und mittelradioaktive
Abfälle eingelagert.
Doch die Kammern und
Stollen waren nicht so
stabil wie erhofft.
Grundwasser konnte
eindringen. 2013 wurde
deshalb ein Gesetz ver-
abschiedet, das festlegt,
wie die Asse-Abfälle
möglichst schnell und si-
cher aus dem unterirdi-
schen Lager herausge-
holt werden können.
Deshalb wird die Rück-
hol-Frage auch bei der
Suche nach dem Stand-

ort für das Endlager für hoch radioakti-
ve Abfälle berücksichtigt. Die Endla-
gerkommission hätte ihre Empfehlun-
gen eigentlich schon Ende 2015 abgeben
sollen. Die Frist wurde dann aber, weil
viele Fragen umstritten waren, um ein
halbes Jahr verlängert. Die Kommission
übergibt den Bericht am kommenden
Dienstag an Bundesumweltministerin
Barbara Hendricks (SPD).

WOHIN mit dem strahlenden
Atommüll? Foto: dpa

Armenien hofft auf deutsche Unterstützung
Außenminister Steinmeier besucht heute Eriwan / Unruheregion Berg-Karabach als Hauptthema

Von unserem Mitarbeiter
Thomas Körbel

Eriwan. Er ist ein gefragter Mann in
diesen Tagen, der armenische Präsident
Sersch Sargsjan. Nach dem Besuch von
Papst Franziskus erwartet er heute eine
Delegation mit Außenminister Frank-
Walter Steinmeier in Eriwan. Kurz vor
der heiklen Reise macht Sargsjan im In-
terview klar: Er erhofft sich vom Stein-
meier-Besuch einen Impuls im Konflikt
um die Unruheregion
Berg-Karabach. „Wir
erwarten, dass die
OSZE die Verhandlun-
gen (mit Aserbai-
dschan) vorantreibt“,
sagt Sargsjan. Bei der
Reise dürfte es vor al-
lem um das Pulverfass
Berg-Karabach gehen.
Deutschland hat dieses
Jahr den Vorsitz der
Organisation für Si-
cherheit und Zusam-
menarbeit in Europa
(OSZE). Armenien wol-
le einen Überwa-
chungsmechanismus
für Verstöße gegen eine
Waffenruhe.

„Wir wollen Stein-
meier fragen, wie es da-
rum steht“, sagt Sargs-
jan. Berg-Karabach ge-
hört völkerrechtlich zu
Aserbaidschan, aber
eine pro-armenische
Führung hat sich mit
dem Zerfall der UdSSR
losgesagt. Eine Waffen-
ruhe ist brüchig. Sargs-
jan kennt den Konflikt
aus eigener Erfahrung.

„Ich war Vorsitzender des Selbstvertei-
digungskomitees von Berg-Karabach“,
erinnert er sich an seine Zeit, bevor er
1993 Verteidigungsminister und 2008
Präsident Armeniens geworden war.

„Die Menschen in Berg-Karabach wol-
len, dass die internationale Gemein-
schaft das Unabhängigkeitsreferendum
von Anfang der 1990er Jahre aner-
kennt“, erklärt Sargsjan. „Sollte je-
mand Zweifel haben, sollte man diesem
Volk ein zweites Mal die Möglichkeit ge-

ben, ein Referendum abzuhalten“, for-
dert der 61-jährige Staatschef, der
selbst in der Separatisten-Hauptstadt
Stepanakert groß geworden ist.

Warm scheint die Sonne in das him-
melblaue Zimmer im Präsidentenpalast
in Eriwan. Der armenische Staatschef
ist an diesem Junitag guter Dinge. Be-
flügelt von der Papst-Visite lacht er
häufig – trotz der gefährlichen Lage in
seiner Heimat Berg-Karabach. Dort
könnte Experten zufolge leicht ein neuer

Krieg mit Aserbaidschan ausbrechen.
Russland gilt als Armeniens militärische
Schutzmacht und hat rund 5 000 Solda-
ten in dem von Feinden umringten Land
stationiert. Doch zugleich verkauft die
russische Rüstungsindustrie Waffen im
großen Stil an Aserbaidschan. Das
wurmt die Armenier, auch wenn Sargs-
jan nur zaghafte Kritik am großen Bru-
der Moskau übt. „Vielleicht ist es in der
internationalen Praxis nicht üblich,
dass man dem Gegner des Verbündeten

Waffen verkauft“, sagt
er. „Dem stimme ich
zu.“ Anfang April wa-
ren bei den schwersten
Kämpfen seit Jahren
120 Menschen getötet
worden. Sargsjan übt
auch heftige Kritik an
der Türkei, dem Ver-
bündeten Aserbai-
dschans. „In diesen vier
Kriegstagen haben die
Türken fünfmal auf
höchster Ebene die
Aserbaidschaner (zum
Kämpfen) ermuntert“,
behauptet er, ohne Ein-
zelheiten zu nennen.

Sargsjan lobt die Rü-
ckendeckung aus
Deutschland durch die
Bundestagsresolution
zum Völkermord von
Anfang Juni. Die Reso-
lution belastet das
deutsch-türkische Ver-
hältnis. „Es ist von gro-
ßer Bedeutung, dass
Deutschland den Mut
hatte, zurückzublicken
und sich den eigenen
Fehlern zu stellen, so
Sargsjan.

AM MAHNMAL für die ermordeten Armenier hatte Außenminister Steinmeier bei seinem Besuch im Oktober 2014 einen Kranz
niedergelegt. Jetzt kommt der Minister erneut nach Eriwan. Foto: dpa
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2011 – Die umstrittenen Anti-Ter-
ror-Gesetze werden bis Ende 2015
verlängert. Das gibt Innenminister
Hans-Peter Friedrich (CSU) be-
kannt. Vorausgegangen war ein mo-
natelanger Streit in der schwarz-
gelben Koalition.

1986 – Durch ein 3:2 im Finale ge-
gen die Bundesrepublik wird Ar-
gentinien in Mexiko-Stadt Fußball-
weltmeister.

1976 – Großbritannien entlässt die
Seychellen in die Unabhängigkeit.

dpa

Kiew nennt
Bedingungen

Kiew (dpa). Der ukrainische Präsident
Petro Poroschenko (Foto: dpa) knüpft
den verfassungsrechtlichen Sondersta-
tus für die Separatistengebiete im Don-
bass an Auflagen. „Es muss eine völlige
und lang anhaltende Waffenruhe er-
reicht werden“, sagte er gestern anläss-
lich des 20. Jahrestages der Verfassung
im Parlament in Kiew, wie die Agentur
Interfax meldete. Experten sehen das

Krisengebiet noch
weit von einer stabi-
len Feuerpause ent-
fernt. Einem Spre-
cher des Präsidial-
amts zufolge wurden
bei erneuten Verstö-
ßen gegen die Waf-
fenruhe ein Regie-
rungssoldat getötet
und sechs verletzt.
Die Verfassungsän-
derungen liegen
nach erfolgreicher

erster Lesung seit Februar auf Eis. Den
2015 in Minsk (Weißrussland) erzielten
Vereinbarungen zufolge hätten sie be-
reits Ende vorigen Jahres in Kraft treten
sollen. Erste Schritte sind eine Waffen-
ruhe und die Einrichtung einer entmili-
tarisierten Pufferzone.

Poroschenko zufolge sicherten ihm
EU-Vertreter in Brüssel Unterstützung
zu. Der prowestliche Staatschef kündig-
te für heute die Veröffentlichung von
Verfassungsänderungen an, die die An-
fang Juni beschlossene Justizreform be-
treffen. Die Ex-Sowjetrepublik gilt in-
ternationalen Organisationen zufolge
als eines der korruptesten Länder
Europas.

P. Poroschenko

EU-Kommissar
sagt Ja zu Glyphosat
Luxemburg (dpa). Die Brüsseler EU-

Kommission will die Europa-Zulas-
sung für den umstrittenen Unkraut-
vernichter Glyphosat verlängern. Das
kündigte der zuständige EU-Kommis-
sar, Vytenis Andriukaitis, gestern am
Rande eines Treffens der EU-Agrar-
minister in Luxemburg an.

Seine Behörde werde eine Verlänge-
rung der Glyphosat-Genehmigung um
bis zu 18 Monate annehmen, sagte er.
Die aktuelle Zulassung läuft zum Mo-
natsende aus. Eigentlich wollte die

Behörde die Entscheidung bereits am
Montag im Kreis der EU-Kommissare
treffen. Wegen Beratungen über das
Brexit-Votum kam es aber nicht dazu.

Nachdem unter den EU-Staaten
nicht die nötige Mehrheit für eine Ver-
längerung oder Neuzulassung von
Glyphosat zustande gekommen war,
ist die EU-Kommission am Zug. Es
wurde erwartet, dass sie die Zulassung
bis zu maximal Ende 2017 verlängert.
In dieser Zeit soll die europäische Che-
mikalienagentur Echa ihre Bewertung
vorlegen. Offiziell war die Entschei-
dung nach Angaben der EU-Kommis-
sion gestern noch nicht gefallen. Dies
könne jedoch heute geschehen.

Gesetzentwurf
zur BND-Reform

Berlin (AFP). Nach den Enthüllun-
gen über seine umstrittene Zusam-
menarbeit mit dem US-Geheimdienst
NSA sollen für den Bundesnachrich-
tendienst (BND) künftig präzisere Re-
geln für das Ausspähen von Zielen im
Ausland gelten. Der gestern vom Bun-
deskabinett beschlossene Gesetzent-
wurf sieht rechtliche Beschränkungen
für das Abhören von Bürgern und In-
stitutionen in der EU vor. Ein neues
Gremium soll die Arbeit des BND
kontrollieren. Der Entwurf weicht

den ursprünglich von den Koalitions-
fraktionen geplanten stärkeren
Schutz von Einrichtungen und Bür-
gern in der Europäischen Union auf.
Die vom Kabinett verabschiedete Fas-
sung der Reform beinhaltet eine Reihe
von Ausnahmen, denen zufolge der
BND auch Ziele in EU-Staaten ins Vi-
sier nehmen darf.

Unter anderem soll das Erfassen von
Daten einer Einrichtung der Europäi-
schen Union, einer öffentlichen Stelle
eines EU-Mitgliedstaates oder von
EU-Bürgern zulässig sein, um „Infor-
mationen zur Erkennung und Begeg-
nung von Gefahren für die innere oder
äußere Sicherheit“ zu erhalten.
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